
Die Veröffentlichung des nachfolgenden,
im Wege einer Dringlichkeitsentscheidung
gefassten Beschlusses des Planungs-
und Bauausschusses im „Amtsblatt der
Stadt Mönchengladbach“ wird angeord-
net:

Aufstellung eines Bauleitplanes

Der Planungs- und Bauausschuss hat am
11.03.2016 im Wege einer Dringlichkeits-
entscheidung gemäß § 36 Abs. 5 Satz 2 in
Verbindung mit § 60 der der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-West -
falen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. S. 496)
folgenden Beschluss gefasst:

„Der Planungs- und Bauausschuss be-
schließt, gemäß §§ 1 Abs. 8 und 2 Abs. 1
des Baugesetzbuches (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722):

Einen Bebauungsplan mit Festsetzungen
im Sinne des § 30 BauGB für das nach-
stehend umgrenzte Gebiet aufzustellen:

Stadtbezirk Nord – Gladbach, Dahl,
Eicken und Stadtbezirk Ost – Lürrip,
Hardterbroich-Pesch, Gebiet der Bahn -
anlagen um den Mönchengladbacher
Hauptbahnhof vom Berliner Platz bis zur
Breitenbachstraße.

Die genaue Abgrenzung des Plangebietes
ergibt sich aus dem beigefügten maßstäb-
lichen Plan.

Planungsziele:

Ziel der Planung ist die Steuerung der
städtebaulichen Entwicklung im Bereich
der Bahnanlagen um den Mönchenglad-
bacher Hauptbahnhof im Sinne der Förde-
rung der Stadtbildqualität“.
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Der Oberbürgermeister gibt bekannt:



Bekanntmachungsanordnung

Gemäß § 2 Abs. 1 BauGB wird dieser Be-
schluss hiermit ortsüblich bekannt ge-
macht.

Dieser Aufstellungsbeschluss ermöglicht
die Anwendung des zweiten Teiles des
Baugesetzbuches, den Erlass von Verän-
derungssperren und die Zurückstellung
von Baugesuchen, sobald und soweit 
Sicherungsmaßnahmen für die Bauleit -
planung erforderlich werden.

Hinweis gemäß § 44 Abs. 5 des Bau -
gesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6
des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I
S. 1722) auf § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
sowie Abs. 4 BauGB:

„(3) Der Entschädigungsberechtigte kann
Entschädigung verlangen, wenn die
in den §§ 39 bis 42 bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind. Er
kann die Fälligkeit des Anspruches
dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Ent-schädigung schrift-
lich bei dem Entschädigungspflich -
tigen beantragt.“

„(4) Ein Entschädigungsanspruch er-
lischt, wenn nicht innerhalb von drei
Jahren nach Ablauf des Kalender -
jahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind, die Fälligkeit des
Anspruches herbeigeführt wird.“

Hinweis gemäß § 215 Abs. 2 des Bau -
gesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6
des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I
S. 1722) auf § 215 Abs. 1 BauGB:

„(1) Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.
1 bis 3 beachtliche Verletzung der
dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des
§ 214 Abs. 2 beachtliche Verlet-
zung der  Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes
und des Flächennutzungsplans
und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beacht -
liche Mängel des Abwägungs -
vorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres
seit Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplanes oder der Satzung schrift-
lich gegenüber der Gemeinde unter
Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind. Satz 1 gilt ent sprechend,
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a be-
achtlich sind.“

Hinweis gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.

NRW. S. 666); zuletzt geändert durch Ar -
tikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015
(GV. NRW. S. 496):

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs -
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An -
zeigeverfahren wurde nicht durch -
geführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
 beschluss vorher beanstandet 

oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 11.03.2016

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister
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